
 
 
 
Bereich Controlling Betrieb 3 

Az: TBG 

Datum: 25.06.2003 

2003/166 
öffentlich 

 
Sitzungsvorlage 
 
Beratungsfolge Datum TOP-Nr. 

Haupt- und Finanzausschuss 15.07.2003  

 
Betreff 
 
Prüfauftrag zur Zusammenführung des städtischen Tiefbauamtes mit dem EUV 
hier: Zwischenbericht 
 
 Haushaltsstelle(n): 
  Finanzielle Auswirkungen  
  
  keine haushaltsmäßige Berührung Gesamtkosten der Maßnahme: 
  
  Auswirkungen siehe Sachverhalt ggf. Höhe des Zuschusses %= 
  
 
    
 
Beschlussvorschlag 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den Zwischenbericht der Verwaltung zur  
Zusammenführung des städtischen Tiefbauamtes mit dem EUV zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
Kruse                                                                           Dobrindt 
Bürgermeister                                                              Technischer Beigeordneter 
 



Sachverhalt 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 01.04.2003 die Verwaltung 
beauftragt, zur Zusammenführung des städtischen Tiefbauamtes mit dem EUV die 
notwendigen Prüfungsarbeiten durchzuführen. Der Haupt- und Finanzausschuss 
hat deutlich gemacht, dass der Prüfauftrag ergebnisoffen erfolgt. 
 
Zur Abwicklung des Prüfauftrages wurde eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe unter 
Beteiligung des EUV, der Bereiche Kämmerei, Hauptamt, Tiefbauamt, Grünflächenamt, 
Immobilienmanagement, des Betriebsmanagements des Betriebes 3 sowie des 
Personalrates gebildet. Die Arbeitsgruppe hat vier organisatorische Ziellösungen 
definiert: 
 

a) Zuordnung des Bereiches Tiefbau zum Stadtbetrieb EUV 
             (Anstalt des öffentlichen Rechts) 

b) Zuordnung des Bereiches Tiefbau zum Immobilienmanagement 
             (eigenbetriebsähnliche Einrichtung) 

c) Zusammenführung der Bereiche Tiefbau und Grünflächen 
    (evtl. eigenbetriebsähnliche Einrichtung) 
d) Privatisierung mit Beteiligung Externer 
 

Bei der Beurteilung der zu bevorzugenden Variante sollen folgende Prüfkriterien 
verstärkt im Vordergrund stehen: 
 
- Welcher Konsolidierungsbeitrag kann für den kommunalen Haushalt erzielt werden? 
- Welche Auswirkungen ergeben sich für die kommunalen Entscheidungsstrukturen? 
- Welche Leistungs- und Ergebnisverbesserungen ergeben sich? 
- Welche finanziellen Gestaltungsmöglichkeiten angesichts nicht genehmigungs- 

fähiger Haushalte ergeben sich? 
- Welche Auswirkungen ergeben sich für das Personal? 
 
 
Das Prüfergebnis soll dem Haupt- und Finanzausschuss in seiner ersten Sitzung 
nach der Sommerpause am 30.09.2003 vorgestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 


